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Europäischer Gerichtshof 

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Vierte Kammer) vom 12. November 2015    

AZ C-572/13  (Hewlett-Packard Belgium ./. Reprobel)

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Vierte Kammer) für Recht erkannt:

…

2. Art. 5 Abs. 2 Buchst. a und Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 

stehen nationalen Rechtsvorschriften … entgegen, die es dem Mitglied-

staat gestatten, einen Teil des den Rechtsinhabern zustehenden gerech-

ten Ausgleichs den Verlegern der von den Urhebern geschaffenen Werke 

zu gewähren, ohne dass die Verleger verpflichtet sind, die Urheber auch 

nur  indirekt in den Genuss des ihnen vorenthaltenen Teils des Aus-

gleichs kommen zu lassen.
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2. Art. 5 Abs. 2 Buchst. a und Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 

stehen nationalen Rechtsvorschriften … entgegen, die es dem Mitglied-

staat gestatten, einen Teil des den Rechtsinhabern zustehenden gerech-
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…

47. Die Verleger gehören jedoch nach Art. 2 der Richtlinie 2001/29 nicht zu 

den Inhabern des Vervielfältigungsrechts.



Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 

Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der 

verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. L 167, S. 10)

Art. 2 der Richtlinie 2001/29 bestimmt:

Die Mitgliedstaaten sehen für folgende Personen das ausschließliche Recht 

vor, die unmittelbare oder mittelbare, vorübergehende oder dauerhafte Verviel-

fältigung auf jede Art und Weise und in jeder Form ganz oder teilweise zu 

erlauben oder zu verbieten:

a) für die Urheber in Bezug auf ihre Werke,

b) für die ausübenden Künstler in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 

Darbietungen,

c) für die Tonträgerhersteller in Bezug auf ihre Tonträger,

d) für die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von Filmen in 

Bezug auf das Original und die Vervielfältigungsstücke ihrer Filme,

e) für die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 

Sendungen, unabhängig davon, ob diese Sendungen drahtgebun-

den oder drahtlos, über Kabel oder Satellit übertragen werden.
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Keine pauschale Beteiligung von Verlagen an den 

Einnahmen der VG Wort 

Urteil vom 21. April 2016 - I ZR 198/13 – Verlegeranteil 

Der u.a. für das Urheberrecht zuständige I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 

heute entschieden, dass die VG Wort nicht berechtigt ist, einen pauschalen Betrag in 

Höhe von grundsätzlich der Hälfte ihrer Einnahmen an Verlage auszuzahlen. 

Die Beklagte ist die im Jahr 1958 gegründete Verwertungsgesellschaft Wort. …

Der Kläger ist Autor wissenschaftlicher Werke. …

Mit seiner Klage wendet der Kläger sich dagegen, dass die Beklagte die Verleger und 

bestimmte Urheberorganisationen entsprechend den Bestimmungen ihres Verteilungs-

plans an ihren Einnahmen beteiligt und dadurch seinen Anteil an diesen Einnahmen 

schmälert. …

Die Beklagte ist - so der Bundesgerichtshof - nicht berechtigt, einen pauschalen Betrag 

in Höhe von grundsätzlich der Hälfte ihrer Einnahmen an Verlage auszuschütten. Eine 

Verwertungsgesellschaft hat die Einnahmen aus der Wahrnehmung der ihr anvertraut-

en Rechte und Ansprüche ausschließlich an die Inhaber dieser Rechte und An-

sprüche auszukehren; …
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Rdn. 39  Den Verlegern stehen nach dem Urheberrechtsgesetz keine eigen-

en Rechte oder Ansprüche zu, die von der Beklagten wahrgenommen werden 

könnten. Verleger sind - von den hier nicht in Rede stehenden Presseverlegern 

abgesehen - nicht Inhaber eines Leistungsschutzrechts (dazu C I 4). Die 

gesetzlichen Vergütungsansprüche für die Nutzung verlegter Werke stehen kraft 

Gesetzes originär den Urhebern zu (dazu C I 5). Die Bestimmung des § 63a 

Satz 2 Fall 2 UrhG fingiert weder ein Leistungsschutzrecht noch einen Ver-

gütungsanspruch der Verleger (dazu C I 6). …

Rdn. 54  Verleger sind keine zugunsten der Urheber geschaffenen sozialen und 

kulturellen Einrichtungen im Sinne der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 

Europäischen Union; sie sind mit solchen Einrichtungen auch nicht vergleichbar. 

…

Rdn. 62  Es gibt im geltenden deutschen Recht keine Regelung, die eigene 

Rechte oder Ansprüche der Verleger wegen des Verleihens eines Werkes 

durch eine der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung begründet. 
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Entwurf:

EU-Richtlinie Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt



Entwurf:

EU-Richtlinie Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt

Art. 3 Text- und Data-Mining 

Art. 4 Nutzung von Werken und sonstigen Schutzgegenständen für digitale und 

grenzübergreifende Lehrtätigkeiten 

Art. 5 Erhalt des Kulturerbes 

Art. 7 Nutzung von vergriffenen Werken durch Einrichtungen des Kulturerbes 

Art. 8 Grenzübergreifende Nutzungen 



(Erwägungsgrund 36) 

Verlage, einschließlich solcher, die Presseveröffentlichungen, Bücher oder wis-

senschaftliche Veröffentlichungen verlegen, arbeiten häufig auf der Grundlage 

vertraglicher Vereinbarungen oder gesetzlicher Bestimmungen über die Über-

tragung von Urheberrechten. Dies stellt eine Investition der Verlage im Hinblick 

auf die Verwertung der in ihren Veröffentlichungen enthaltenen Werke dar, so 

dass ihnen unter Umständen Einnahmen entgehen, wenn diese Werke im 

Rahmen von Ausnahmen oder Beschränkungen, etwa für die Vervielfältigung zu 

privaten Zwecken und die Reprografie, genutzt werden. In einigen Mitglied-

staaten wird der für diese Ausnahmen gewährte Ausgleich auf die Urheber und 

Verlage aufgeteilt. Um dieser Situation Rechnung zu tragen und um die Rechts-

sicherheit für alle Beteiligten zu erhöhen, sollten die Mitgliedstaaten festlegen 

können, dass für den Fall, dass ein Urheber seine Rechte an einen Verlag über-

tragen, diesem eine Lizenz erteilt oder anderweitig mit seinen Werken zu einer 

Veröffentlichung beigetragen hat, und soweit Systeme bestehen, um den durch 

eine Ausnahme oder Beschränkung entstandenen Schaden auszugleichen, 

Verlage das Recht erhalten, einen Anteil an dieser Ausgleichsleistung zu fordern, 

wobei dem Verlag kein größerer Aufwand für die Begründung seiner Ansprüche 

entstehen darf als nach dem geltenden System. 

Entwurf:

EU-Richtlinie Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt



Der Markt wissenschaftlicher Publikationen wird von wenigen großen Wissenschaftsver-

lagen dominiert. Aufgrund der hohen Marktmacht einzelner Anbieter ist die Situation zwi-

schen den wissenschaftlichen Autoren und den Verlagen vielfach asymmetrisch: 

Die Verlage geben den Autoren die Publikationsbedingungen vor. Gegenwärtig räumen 

die Autoren wissenschaftlicher Beiträge daher den Wissenschaftsverlagen vielfach aus-

schließliche Rechte zur kommerziellen Verwertung ihrer Beiträge ein. Damit verfügen 

allein die Wissenschaftsverlage über das Recht, diese Inhalte über Onlinemedien zugäng-

lich zu machen; mit dem Einsatz technischer Schutzmaßnahmen steuern die Verlage den 

Zugang zu diesen Inhalten. Soweit die Wissenschaftsverlage dabei über Inhalte verfügen, 

die für Wissenschaft und Forschung unverzichtbar sind, können für diese Inhalte prak-

tisch beliebig hohe Preise verlangt werden. Dementsprechend sind besonders seit Mitte 

der 90er-Jahre die Preise für Zeitschriften in den Bereichen Naturwissenschaft, Technik 

und Medizin stark angestiegen, während die Etats der Bibliotheken stagnieren oder rück-

läufig sind. Im Bereich von Forschungstätigkeiten, die überwiegend mit öffentlichen Geld-

ern gefördert werden, bedeutet dies, dass 

die mit Steuergeldern finanzierten Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung 

für weitere Forschungsarbeiten ein zweites Mal durch entsprechende Vergütungen 

für die Wissenschaftsverlage durch die öffentliche Hand bezahlt werden müssen. 
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VII. Fazit

Die Auffassung, eine Abtretung des Auszahlungsanspruchs begegne dann keinen rechtlichen 

Bedenken, wenn der zu Grunde liegende gesetzliche Vergütungsanspruch objektiv dem 

Grunde nach bereits entstanden ist, erscheint mit den vorstehenden Erwägungen nicht ver-

tretbar. Demgemäß ist auch die weitere Schlussfolgerung nicht zutreffend, ab dem Zeitpunkt, 

in dem der gesetzliche Vergütungsanspruch selbst abgetreten werden könnte, könne auch 

der daraus abgeleitete Auszahlungsanspruch abgetreten werden, ohne dass es zu einer 

Umgehung des Vorausabtretungsverbots kommt: Der gesetzliche Vergütungsanspruch darf 

dem Verleger nicht zu eigenem Recht abgetreten werden. Dieser Zessionar ist vielmehr 

ausschließlich zur treuhänderischen Wahrnehmung verpflichtet. Diese Zweckbindung spiegelt 

auch die doppelte Hervorhebung des „Interesses des Urhebers” im Entwurf des BMJV zu 

§ 63 a I 2 UrhG-ÄE wider.

Hinsichtlich des subjektiven, sich aus dem objektiven gerechten Ausgleichsanspruch abzu-

leitenden Vergütungszahlungsanspruchs gegen eine Verwertungsgesellschaft kann bei Vor-

liegen sämtlicher hierfür aufgezeigten Tatbestandsvoraussetzungen diese sodann entstandene 

Forderung übertragen werden. Ab diesem Zeitpunkt der Feststellung des Auszahlungsan-

spruchs gegen eine Verwertungsgesellschaft ist ein Ausscheiden aus dem Vermögen des 

Urhebers möglich und zulässig.



 Beruht das Fehlen eines Leistungsschutz-

rechts für Verleger im Urheberrecht auf einer 

Absicht oder einem Versehen des Gesetz-

gebers?

 Inwieweit ist die kreative Leistung von Ver-

lagen in den letzten 50 Jahren gestiegen?

 Warum sieht sich der Gesetzgeber seit 

Jahren zu Änderungen im Urheberrecht zu-

gunsten von Autoren, Künstlern, 

Übersetzern veranlasst?
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